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Bezirksregierung Düsseldorf 
 
 

Bekanntmachung der Deichschau 2025 
für den Bereich Stadt Monheim am Rhein 

 
 

Die diesjährige Deichschau im Stadtgebiet Monheim gemäß § 95 III des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) findet an folgendem Termin statt: 
  
  10.07.2025 Stadt Monheim am Rhein 
  Beginn: 10:00 Uhr  
  Treffpunkt: HW Pumpenwerk des BRW, Kapellenstraße   
    Rheinstrom-km 713,7 rechtes Ufer 
  
Die Deichschau ist grundsätzlich nicht öffentlich. Die Teilnahmeberechtigung ist in § 95 II LWG 
geregelt. Die Bezirksregierung Düsseldorf kann weitere Teilnehmer zulassen.  
 
Der Termin wird hiermit gemäß § 95 III 1, II 2 LWG ortsüblich öffentlich bekannt gemacht.  
 
Düsseldorf, den 21.02.2025  
Im Auftrag  
gez. Guido Gohres 
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Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
(nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen) 

 
 
 
Der Firma aequare Management GmbH, letzte bekannte Anschrift: Vogelsanger Weg 91, 40470 
Düsseldorf, vertreten durch den Geschäftsführer: Herrn Nico Michaelis, letzte bekannte An-
schrift: Weigelwerkstraße 5, 45326 Essen wird hiermit für den Bürgermeister der Stadt Mon-
heim am Rhein, Rathausplatz 2, 40789 Monheim am Rhein, folgendes Dokument durch öffentli-
che Bekanntmachung zugestellt: 
 
Gewerbesteuerbescheid der Stadt Monheim am Rhein, Az.: 230789-0120-1 vom 17.02.2025 
 
Das Dokument kann im Rathaus der Stadt Monheim am Rhein, Rathausplatz 2, 40789 Monheim 
am Rhein, 1. OG, Zimmer 156, während der Öffnungszeiten eingesehen werden. 
 
Durch diese Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden (z.B.: Rechtsbehelfsfristen, 
Verjährungsfristen), nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.  
 
Die Dokumente gelten als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise 
seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
Monheim am Rhein, den 16.04.2025 
 
Der Bürgermeister  
Im Auftrag 
 
 
 
gez. 
Hermsen  
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Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

 
Aktenzeichen: 60.90.02-001/2024-006        Dortmund, den 02.04.2025  

 
B E K A N N T M A C H U N G 

 
Antrag der RWE Power AG auf „Zulassung des Rahmenbetriebsplans für den Bau und Be-
trieb der Rheinwassertransportleitung zu den Tagebauen Garzweiler und Hambach ein-

schließlich Rheinwasserentnahme“ 
 

Onlinekonsultation im Anhörungsverfahren 
 

Die Bezirksregierung Arnsberg führt im Rahmen des oben genannten bergrechtlichen Planfest-
stellungsverfahrens gemäß § 73 Abs. 6 i. V. m. § 27c Abs. 1 Nr. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) ersatzweise eine Onlinekonsultation anstelle eines 
Erörterungstermins durch. 
(VwVfG NRW in seiner ab 01.01.2025 geltenden Fassung, GV. NRW vom 20.12.2024, S. 1184). 
 
Die Onlinekonsultation ist nicht öffentlich. Teilnahmeberechtigt sind die Vorhabenträgerin, die 
Behörden, die Betroffenen sowie diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben. 
 
Die Vorhabenträgerin, die Behörden und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellung-
nahmen abgegeben haben, werden durch die Bezirksregierung Arnsberg hinsichtlich der Modali-
täten der Onlinekonsultation individuell schriftlich benachrichtigt und benötigen keine Anmel-
dung. 
 
Die zur Teilnahme berechtigten Betroffenen, die sich bislang noch nicht im Verfahren geäußert 
haben, können vor Beginn der Onlinekonsultation, im Zeitraum vom 
 

02.05.2025 
 

bis 
 

15.05.2025 
 

schriftlich bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, 
Goebenstraße 25, 44135 Dortmund oder elektronisch unter der E-Mail-Adresse  
registratur-do@bra.nrw.de mit der Angabe des Aktenzeichens 60.90.02-001/2024-006 und dem 
Stichwort Rheinwassertransportleitung den Zugang zur Onlinekonsultation beantragen. Diese 

mailto:registratur-do@bra.nrw.de
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Anmeldung ist für die zur Teilnahme berechtigten Betroffenen, die sich bislang noch nicht im 
Verfahren geäußert haben, Voraussetzung für die Teilnahme an der Onlinekonsultation. 
 
Die Onlinekonsultation findet statt in dem Zeitraum vom 
 

16.05.2025 
 

bis 
 

30.05.2025 
 
Für die Onlinekonsultation werden den zur Teilnahme Berechtigten die sonst im Erörterungster-
min zu behandelnden Informationen über eine Internetseite passwortgeschützt in pseudonymi-
sierter Form zugänglich gemacht. 
Hierzu wurden alle fristgerecht eingegangenen Einwendungen und Stellungnahmen geprüft und 
in einer Synopse aufbereitet. 
 
Der Termin wird hiermit gemäß § 73 Abs. 6 Satz 2 VwVfG NRW bekannt gemacht. 
 
Die zur Teilnahme Berechtigten können sich bis zum Ablauf der Äußerungsfrist,  
30.05.2025, 23:59 Uhr, 
 
schriftlich 
 

 bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW,  
Goebenstraße 25, 44135 Dortmund 

 
oder elektronisch 
 

 unter der E-Mail-Adresse registratur-do@bra.nrw.de 
 
mit der Angabe des Aktenzeichens 60.90.02-001/2024-006 und dem Stichwort  
Rheinwassertransportleitung dazu äußern. 
 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Errichtung und den Betrieb einer Rohrleitungsanlage 
zum Befördern von Wasser i. S. v. §§ 52 Abs. 2a, 57c Bundesberggesetz (BBergG) i. V. m. § 1 Nr. 9 
der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Berg-
bau) und Nr. 19.8.1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
Das Vorhaben ist grundsätzlich vorprüfungspflichtig i. S. v. § 7 UVPG. 
 
Das Vorhaben umfasst u. a. die Errichtung und den Betrieb der Rohrleitungen bzw. baulichen 
Anlagen (u. a. Entnahmebauwerk, Pump- und Verteilbauwerk, Auslaufbauwerk am Tagebau Ham-
bach), entsprechend notwendige bauzeitliche Wasserhaltungen und die Rheinwasserentnahme. 
Die jeweiligen Teilvorhaben berühren verschiedene UVP-Tatbestände aus Anlage 1 zum UVPG. 
 
Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 20.11.2023 nach § 7 Abs. 3 UVPG den Entfall der Vor-
prüfung und damit die unmittelbare Durchführung einer UVP im Zuge des bergrechtlichen Plan-
feststellungsverfahrens (Rahmenbetriebsplan) gem. § 57a BBergG beantragt. Die Bezirksregie-
rung Arnsberg hat diesem Vorgehen zugestimmt. Für das Vorhaben besteht damit gemäß § 7 
Abs. 3 S. 2 UVPG die UVP-Pflicht. Die verfahrensrechtlichen Anforderungen ergeben sich insoweit 

mailto:registratur-do@bra.nrw.de
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aus den §§ 4 ff. UVPG. Gem. § 18 Abs. 1 S. 4 UVPG muss das Beteiligungsverfahren den Anforde-
rungen des § 73 Abs. 3 S. 1 und Abs. 5 bis 7 des VwVfG NRW entsprechen. 
Nach § 73 Abs. 6 S. 1 VwVfG NRW ist die Durchführung eines Erörterungstermins angeordnet. Der 
Erörterungstermin wird gem. § 27c Abs. 1 Nr. 1 VwVfG NRW durch eine Onlinekonsultation ersetzt. 
 
 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. In der Onlinekonsultation werden nur fristgerecht erhobene Einwendungen und eingegan-
gene Stellungnahmen erörtert.  

 
2. Die Onlinekonsultation ist nicht öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme haben neben den 

Vertretern der beteiligten Behörden und der Antragstellerin nur die Betroffenen sowie die 
Personen, deren Einwendungen eingegangen sind. Die Teilnahmeberechtigung ist daher 
entsprechend nachzuweisen (Vorlage des Personalausweises und ggf. eines Grundbuchaus-
zugs, Vertretungsvollmacht etc.). 

 
3. Teilnahmeberechtigt sind nachfolgend genannte Personen: 

 Einwenderinnen und Einwender (Personen, die schriftlich oder zur Niederschrift Einwen-
dungen erhoben haben), 

 Betroffene (Personen, deren Rechte oder Belange von dem Vorhaben berührt werden)  
 Bevollmächtigte, Sachbeistände und gesetzliche Vertreter der Teilnahmeberechtigten,  
 Vertreterinnen und Vertreter der am Verfahren beteiligten Träger öffentlicher Belange 

und anerkannten Vereinigungen, 
 Vertreterinnen und Vertreter der Vorhabenträgerin und deren Gutachter und Sachver-

ständige,  
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anhörungsbehörde. 
 

4. Für die Teilnahme der zur Teilnahme Berechtigten, die nicht von der Bezirksregierung Arns-
berg hinsichtlich der Modalitäten der Onlinekonsultation schriftlich benachrichtigt werden, 
ist eine Anmeldung erforderlich (s.o.). Dafür müssen unter Angabe von persönlichen Daten 
und digitaler Ablichtung eines amtlichen Identitätsnachweises samt Adressangaben die Zu-
gangsdaten zum Portal beantragt werden. Name und Adresse des Ausweisinhabers müssen 
lesbar sein. Weitere Daten dürfen unkenntlich gemacht sein. Gegebenenfalls müssen wei-
tere Dokumente (z. B. Grundbuchauszug, Vollmacht, etc.) zur Verifikation beigefügt werden. 
Dies ist vom 02.05.2025 bis zum 15.05.2025 möglich. Die Angaben werden geprüft. Dadurch 
kann es zu Verzögerungen von wenigen Tagen bis zur Übermittlung der Zugangsdaten kom-
men. 
 

5. Die Teilnahme an der Onlinekonsultation ist freiwillig. Die im Rahmen der Öffentlichkeits-
beteiligung rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen und die rechtzeitig 
abgegebenen Stellungnahmen sind unabhängig von der Teilnahme Gegenstand der Online-
konsultation. 

 
6. Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Argumente in der Onlinekonsultation ist nicht 

erforderlich. 
 

7. Bei Nichtteilnahme eines Beteiligten kann auch ohne ihn die Onlinekonsultation durchge-
führt und über den gestellten Antrag entschieden werden. 
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8. Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im Rahmen der Onlinekonsultation wird keine 
neue erstmalige oder zusätzliche Einwendungsmöglichkeit eröffnet, d.h. über die bisher 
vorgebrachten Argumente hinaus können keine neuen Sachargumente im Verwaltungsver-
fahren vorgebracht werden. 

 
9. Es wird darauf hingewiesen, dass das Verfahren der Onlinekonsultation mit Ablauf der ge-

nannten Frist zur Äußerung (30.05.2025) beendet ist. 
 
10. Durch die Teilnahme an der Onlinekonsultation oder durch Vertreterbestellung entste-

hende Kosten werden nicht erstattet. 
 

11. Die mit der Zugangskontrolle erhobenen persönlichen Daten werden zum Zwecke der 
Durchführung des Verfahrens erhoben sowie zum Verfahrensvorgang genommen und ar-
chiviert. 

 
Datenschutz in der Bezirksregierung Arnsberg 
Seit Mai 2018 gilt die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und das Datenschutzgesetz NRW 
(DSG NRW). Dieses Recht verpflichtet Dienstleister – und damit auch die Bezirksregierung – zu 
verantwortungsvollem und transparentem Umgang mit personenbezogenen Daten. Weitere In-
formationen zu Ihren Rechten im Datenschutz finden Sie auf der Seite  
https://www.bra.nrw.de/505448 unter Downloads. 
 
Diese Bekanntmachung ist gemäß § 27a VwVfG NRW auf der Internetseite der Bezirksregierung 
Arnsberg zugänglich gemacht: 
https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen 
 
Weiter ist die Bekanntmachung auch auf der Website des UVP-Portals (Umweltverträglichkeits-
prüfungen Nordrhein-Westfalen) zugänglich gemacht: 
https://uvp-verbund.de/nw 
 
Die Durchführung der Onlinekonsultation wird gem. § 73 Abs. 6 S. 2 VwVfG NRW auch in den 
folgenden Gemeinden ortsüblich bekannt gemacht: 
Stadt Bedburg, Stadt Bergheim, Stadt Dinslaken, Stadt Dormagen, Stadt Duisburg, Stadt Düssel-
dorf, Stadt Elsdorf, Stadt Emmerich am Rhein, Stadt Grevenbroich, Stadt Kalkar, Stadt Kleve, Stadt 
Krefeld, Stadt Meerbusch, Stadt Monheim am Rhein, Stadt Neuss, Stadt Rees, Stadt Rheinberg, 
Gemeinde Rommerskirchen, Stadt Voerde, Stadt Wesel, Stadt Xanten 
 
 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Im Auftrag 
gez. Jeglorz 

 
  

https://www.bra.nrw.de/505448
https://www.bra.nrw.de/bekanntmachungen
https://uvp-verbund.de/nw
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3. Satzung zur Änderung der 
 

“Benutzungs- und Gebührensatzung für Unterkünfte der Stadt Monheim am Rhein 
zur vorläufigen Unterbringung von obdachlosen Personen und ausländischen 

Flüchtlingen" 

 

vom 30.04.2025 
 

 

Der Rat der Stadt Monheim am Rhein hat in seiner Sitzung am 09.04.2025 folgende Satzung 
beschlossen: 

 

Rechtsgrundlagen: 
- §§ 7 und 41 Absatz 1, Satz 2, Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.66/SGV.NRW.2023) 
 
- §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 
(GV.NRW.S.712/SGV.NRW 610) 
 

 § 1  

Änderungen 
 

Die “Satzung für Unterkünfte der Stadt Monheim am Rhein zur vorläufigen Unterbringung von 
obdachlosen Personen und ausländischen Flüchtlingen” vom 15.12.2016, zuletzt geändert 
durch die 2. Änderungssatzung vom 22.06.2023, wird wie folgt geändert: 
 

1. § 1 Absatz 1 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 

§ 1 Absatz 1 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen 

2. § 1 Absatz 2 der Satzung wird wie folgt gefasst: 
 

Die Übergangswohnheime und Notunterkünfte sind nicht rechtsfähige öffentliche Einrich-
tungen der Stadt Monheim am Rhein. 

 

3. § 5 Absatz 1 der Satzung wird wie folgt gefasst: 
 

Die Benutzungsgebühren in den Unterkünften setzen sich zusammen aus einer Grundge-
bühr, die fixe Betriebskosten abdeckt (unabhängig vom individuellen Verbrauch – nachfol-
gend “verbrauchsunabhängige Betriebskosten” genannt), einer Gebühr für verbrauchsab-
hängige Betriebskosten sowie einer Stromkostenpauschale. 
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4. § 5 Absatz 2 der Satzung wird wie folgt gefasst: 
 

Die Grundgebühr inklusive  verbrauchsunabhängiger Betriebskosten beträgt monatlich für 
 

1. Übergangswohnheime 
879,51 € pro Person 
 

2. Wohnungen 

342,37 € pro Person 

 

3. Notunterkünfte 

879,51 € pro Person 

5. § 5 Absatz 3 der Satzung wird wie folgt gefasst: 

 

Die Gebühr für verbrauchsabhängige Nebenkosten kann nicht bzw. nur mit unverhältnis-

mäßigem Aufwand nach dem tatsächlichen Verbrauch abgerechnet werden. Sie wird da-

her als Verbrauchskostenpauschale erhoben. Die Gebühr beträgt monatlich für 

 

1. Übergangswohnheime 
86,04 € pro Person 

 

2. Wohnungen 

135,20 € pro Person 

 

3. Notunterkünfte 

86,04 € pro Person 

6. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

Sofern die Abrechnung des Stromverbrauchs nicht individuell zwischen Stromanbieter und 
Nutzer in den Unterkünften möglich ist, wird eine Stromkostenpauschale erhoben. Sie be-
trägt monatlich für 

 

1. Übergangswohnheime 
83,14 € pro Person 

 

2. Wohnungen 

32,19 € pro Person 

 

3. Notunterkünfte 

83,14 € pro Person 
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§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.07.2025 in Kraft.  

 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der “Benutzungs- und Gebührensatzung für Unter-

künfte der Stadt Monheim am Rhein zur vorläufigen Unterbringung von obdachlosen Personen 

und ausländischen Flüchtlingen vom 15.12.2016” wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Es 

wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf 

von sechs Monaten nach ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend 

gemacht werden kann, es sei denn, 

 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

 

Monheim am Rhein, den 30.04.2025 

 

 

gez. Zimmermann 

Bürgermeister 


